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1. Stand der Verfahren  
Der Trinationale Atomschutzverband (TRAS) verfolgt derzeit zusammen mit privaten Mitklägern die 
folgenden Rechtsverfahren gegen den weiteren Betrieb des Atomkraftwerks Fessenheim: 

 

1. Das Verfahren auf definitive Schliessung des Atomkraftwerks Fessenheim vor 
dem Berufungsgericht in Verwaltungssachen Nancy 

Berufung gegen das Urteil vom 9. März 2011 des Verwaltungsgerichts Strassburg. Im 
Berufungsverfahren wurde eine weitgehend neue Rechtsschrift formuliert, welche die Analogien 
zur Gefährdungslage in Fukushima hervorhebt (Unterschätzung seismischer Risiken  und 
Hochwassergefahr/Überflutung trotz vorhandener Gutachten, Unterlassungssünden der 
japanischen Atomaufsicht).  

 

2. Zwei Klagen auf sofortigen Betriebsunterbruch von Fessenheim (nach 
Fukushima) gegen die drei Ministerien und gegen die Aufsichtsbehörde ASN 
vom August 2011 

Am 19. März 2012 hat das Verwaltungsgericht von Strasbourg entschieden, dass unsere drei 
gleichlautenden Klagen vom August 2011 für einen "sofortigen Betriebsunterbruch von 
Fessenheim" (nach Fukushima),  die sich gegen die drei französischen Ministerien für Ökologie, 
Industrie und Ökonomie richtet, ans oberste französische Verwaltungsgericht, den Conseil d'Etat, 
zu übertragen, wo bereits unsere inhaltlich gleichlautenden Klage gegen den ASN liegt. Die 
Verlagerung war von den drei Ministerien verlangt worden, mit dem Argument, dass es bei diesen 
Klagen einen inneren Zusammenhang mit der Klage gegen den ASN gibt. Unsere Anwältin 
Corinne Lepage hat diesem Begehren der Ministerien (nach Absprache mit dem Präsidium von 
TRAS) widersprochen, das Gericht hat dem nun aber zugestimmt. In der Einschätzung von Frau 
Lepage geht es mit der Verlagerung nach Paris für die Gerichte darum, Zeit zu gewinnen. 
Vielleicht hätte unsere Klage beim Verwaltungsgericht eine bessere Chance gehabt als beim 
Conseil d'Etat.   

Eine erste Stellungnahme des ASN wurde mit Datum vom 9. März 2012 an den Conseil 
d’Etat eingereicht. 

 

3. Beschwerde vom 27. Oktober 2010 bei der Europäischen Kommission 

Hier erhielt TRAS den Bescheid dahingehend, wonach „angesichts der Tatsache, dass damit erst 
die erste Etappe der Stresstests genommen worden ist, müssen weiterhin die endgültigen 
Ergebnisse - insbesondere der peer reviews -, welche bis Mitte 2012 vorliegen sollen, abgewartet 
werden.“ (Schreiben von Peter Faross, Generaldirektion Energie, Euroipäische Kommission vom 
8.12.2011)   

 

 

2. Entwicklung in Frankreich/ Fessenheim   

Fortsetzung des Klageverfahrens gegen Fessenheim    

Am 9. März 2011, zwei Tage vor dem Beginn der Katastrophe von Fukushima, hat das 
Verwaltungsgericht in Strassburg die Klage von TRAS auf Schliessung Atomkraftwerks   
Fessenheim erstinstanzlich abgelehnt. Das Gericht machte sich keinerlei Mühe, die monierten 
Tatbestände genauer zu untersuchen, sondern verliess sich jeweils auf die pauschal abgegebenen 
Unbedenklichkeitserklärungen der französischen Atomaufsicht ASN, die den Stand der Sicherheit 
in allen Punkten als „zufriedenstellend“ deklarierte. 
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Weiterzug an das Obergericht und neue Klagen 

TRAS hat die Klage im Berichtsjahr an das Obergericht weitergezogen und – sechs Wochen nach 
Fukushima – einen neuen Schliessungsantrag in Paris eingereicht. Gegen die zehnjährige 
Betriebsverlängerung hat TRAS eine neue Beschwerde beantragt.  

Der Atomschutzverband hat gegen Fessenheim auch bei der Europäischen Kommission Anzeige 
erstattet. Diese hat bis jetzt jedoch nicht materiell zur Sicherheit in Fessenheim Stellung 
genommen, sondern auf die von den französischen Behörden durchgeführten Stresstests 
verwiesen. 

Starker Support in allen drei Ländern rund um Fessenheim   

Selbst wenn die Klage gegen Fessenheim bisher nicht zu einer Schliessung geführt hat, wurden 
das Risiko-Bewusstsein und das Engagement in der Region erheblich gestärkt. Im Berichtsjahr 
haben 167 Städte und Gemeinden die Schliessungsresolution für Fessenheim unterstützt, davon 
auch 55 französische Körperschaften, was ein Novum ist in Frankreich, darunter die Städte 
Strasbourg und Munster.  

Hollande: „Fessenheim schliessen“  

In Frankreich wurden Fessenheim und die Atomenergie zu einem nationalen Wahlkampfthema. Im 
Februar 2012 hat sich der französische Präsident Sarkozy eingemischt. Er werde das Kraftwerk 
nicht abschalten, sagte er bei einem Wahlkampfbesuch im Februar 2012. Sarkozy treibt den 
Ausbau der Atomenergie durch den europäischen Druckwasserreaktor EPR weiter voran und 
fördert auch den weltweiten Atomexport. Der sozialistische Gegenkandidat François Hollande will 
im Falle eines Wahlsiegs Fessenheim schliessen und bis 2025 schrittweise den Anteil der 
Atomkraft an der Energieversorgung von 75 auf 50 % verringern.  

Neubeurteilung nach Fukushima   

Nach dem Unfall von Fukushima ist eine neue Situation entstanden. Die Klage von TRAS gegen 
Fessenheim moniert genau jene Risiken, die in Fukushima zur Katastrophe geführt haben. Das 
japanische Erdbeben vom 11. März 2011 zeigte, dass die Unterschätzung der Erdbebengefahr 
dramatische Konsequenzen haben kann.  

Gemäss der Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEO) wäre es nun notwendig, auch 
grössere Erdbebenstärken als bisher angenommen zu berücksichtigen. Die IAEO empfahl in ihrem 
Bericht zu Fukushima, in Erdbebengefährdungsstudien alle Hinweise historischer und 
prähistorischer Seismizität mit maximalen Magnituden einzubeziehen und «Vorkehrungen gegen 
Erdbeben, besonders bei den älteren Atomkraftwerken».  

Das ist in Fessenheim bisher nicht geschehen, wie die Expertise der Seismikexperten von 
„Resonance“ schon 2009 aufgezeigt hatte, und die als Beweismittel von TRAS für die Klagen vor 
französischen Gerichten eingereicht wurde.  

Das aktuelle Regelwerk der Atomaufsicht ASN verwendet nach wie vor eine deterministische 
Methode, welche nur vergangene Erdbebenstärken einbezieht und nicht die probabilistische 
Methode, welche auch die in Zukunft mögliche Bandbreite von neuen Erdbeben berücksichtigen 
würde. 

Die französischen Aufsichtsbehörden haben sich bis heute nie seriös mit den Risiken der Anlage 
von Fessenheim befasst. Die Sicherheitserklärungen gehen pauschal von ausreichenden 
Toleranzen bei der Erstellung der Anlage aus. Es wurde nie eine Mikrozonierung des 
Werksgeländes vorgenommen, die über die Bruchrisiken in den einzelnen Werksteilen hätte 
Aufschluss geben können.  

Die Ereignisse in Japan haben gezeigt, dass Erdbeben schwerwiegende Auswirkungen auf alle 
Hilfssysteme haben können. Es ist sehr wahrscheinlich, dass in Fukushima bereits das Erdbeben, 
und nicht erst der Tsunami, die Beschädigung von Bauwerken und Rohrsystemen massgeblich 
verursacht hat. Insbesondere gilt die Hypothese, dass die Absenkung von 4.5 m des 
Wasserspiegels im Reaktor 1 des KKW Fukushima Daiichi (in weniger als 5 Stunden) 
wahrscheinlich auf eine Beschädigung oder auf den Bruch einer Wasserleitung zum Druckbehälter 
zurückzuführen ist.    
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Bis heute wurden die Kombinationen von Erdbeben und Sekundärereignissen (insbesondere das 
Überflutungsrisiko) in den Risikostudien von nuklearen Anlagen nicht oder nur ungenügend 
untersucht, geschweige denn bei Sicherheitsvorkehrungen ausreichend berücksichtigt.  

 

Salami-Taktik der Atomaufsicht 

Die französischen Aufsichtsbehörden verfolgen seit der Katastrophe von Fukushima eine gezielte 
Salamitaktik. Sie spielten auf Zeit. Im Sommer 2011 wurde die Betriebserlaubnis des 
Atomkraftwerks um zehn Jahre verlängert, „vorbehältlich der Stresstests“. Danach bestand das 
älteste AKW Frankreichs auch den Stresstest.  

Am 3. Januar 2012 hat die französische Atomaufsicht (ASN) allen 58 Atomreaktoren im Land 
pauschal eine ausreichende Sicherheit bescheinigt. Einzige Konsequenz: Die ASN hat ihr grünes 
Licht für den Weiterbetrieb an Auflagen verbunden. In der französischen Presse wird von 
Mehrkosten von 10 bis 15 Mrd. Euro für den gesamten französischen Atompark gesprochen. Ob 
es sich wirklich um Zusatzmassnahmen handelt, lässt sich von aussen nicht erkennen. Zu den 
wesentlichen Massnahmen in Fessenheim gehört die angeordnete Verstärkung der Bodenplatte 
bis 2014. Mit ihren eineinhalb Metern ist die Bodenplatte in Fessenheim die dünnste aller Platten 
unter französischen Reaktoren.  

Bei einer Kernschmelze würde durch das sogenannte Corium (Schmelzen der Brennelemente) die 
schwache Betonplatte bersten, was eine radioaktive Kontamination von Boden, Grundwasser und 
des Rheinwassers nach sich ziehen würde. Dass aber auch eine dickere Bodenplatte den Austritt 
von verseuchtem Kühlwasser nicht verhindern kann, hat sich in Fukushima bereits gezeigt.  

Durch Erdbeben, Überschwemmungen oder Flugzeugabsturz drohen in Fessenheim Szenarien, 
die denen in Fukushima in nichts nachstehen. TRAS hat die französischen Behörden auch im 
vergangenen Jahr verschiedentlich aufgefordert, die Bevölkerung der Region nicht länger diesem 
atomaren Damoklesschwert auszusetzen, sondern Fessenheim sofort stillzulegen. 

Die ASN hat aufgrund des Befunds der Stresstests einen „harten Kern“ von materiellen und 
organisatorischen Elementen definiert, die in einem Ereignisfall funktionsfähig bleiben müssen, 
etwa redundante Notstromversorgung, Notkühlmittel, erdbebensichere Kontroll- und Krisenräume, 
Krisenorganisation. Gleichzeitig hat sie der Betreiberin EDF bis Ende Juni 2012 eine Frist gesetzt, 
einen Umsetzungsplan, der diese Elemente berücksichtigt, vorzubereiten, und der ASN 
vorzulegen. Zudem wird die EDF mit dem Aufbau einer nationalen mobilen Einsatzgruppe für 
rasche Einsätze (innerhalb 24h) bis Ende 2014 beauftragt. 

Neue französische Fachstellen haben die Unsicherheiten bei Erdbeben verschiedentlich 
aufgegriffen und bestätigt.  

Neue Studien zum Überflutungsrisiko, die von einer französischen Lokalbehörde, dem Conseil 
Général, initiiert wurden, beschreiben nun auch die Situation bei einem Dammbruch als prekär. Die 
Nachrüstungen der EDF sind nur Flickwerk und bringen das Niveau der Sicherheit nicht auf einen 
Stand, wie er bei Anwendung zeitgemässer Sicherheitskriterien ausreichend wäre. 

Interessant ist das Risiko des Dammbruchs deshalb, weil nun auch eine französische Vertretung 
der Bevölkerung die Sicherheit von Fessenheim anzweifelt. TRAS, der Kanton Basel-Stadt und 
deutsche Städte und Gemeinden bezweifeln seit Jahren, dass diese Thematik von der Betreiberin 
und von der Behörde bisher ernsthaft angegangen wurde. Anlass dazu bildet die kontroverse 
Diskussion der bisherigen Untersuchungen: 

 EDF meint in ihrer Untersuchung nachweisen zu können, dass ein Dammbruch bei 
Erdbeben auszuschliessen ist, 

 Der Conseil Général du Haut-Rhin (CG68) kommt in einer früheren Studie (2007) zum 
Schluss, dass es keinen Anlass gibt, einen Dammbruch anzunehmen, akzeptiert aber die 
EDF Studie nicht in allen Details,  

 CG68 schliesst nun einen Dammbruch nicht mehr aus und kommt in ihrer neuesten 
Untersuchung (2011) zum Schluss, dass bei einem Dammbruch mit einer Überflutung des 
AKW-Areals zu rechnen ist.  

TRAS ist bestrebt, zusammen mit dem Kanton Basel-Stadt eine unabhängige Studie des 
Dammbruch-Risikos zu veranlassen.  Dabei sollen folgende Fragestellungen im Vordergrund 
stehen: 
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 Wie verhält sich der Damm bei einem Erdbeben? 

 Was sind die Auswirkungen einer Flutwelle bei einem Dammbruch? 

 Kann die Wasserführung im Seitenkanal versiegen und damit die Kühlung des AKW 
gefährdet werden, wenn die obliegenden Staustufen beschädigt werden? 

 

Analyse der Ergebnisse der „Stresstests“ 

Die Fachstelle Gefahrenprävention des Gesundheitsdepartementes von Basel-Stadt ist derzeit 
daran, die verschiedenen Gutachten („Stresstests“) zu analysieren, die seit „Fukushima“ erstellt 
wurden.1  

Das Problem dieser Studien besteht darin, dass die Schwachstellen der französischen Reaktoren 
meist nur summarisch dargestellt werden. Deswegen ist meist nicht klar zu erkennen, für welchen 
Reaktor welche Schwachpunkte gelten. Die Frage stellt sich natürlich, ob die Vorgehensweise 
bewusst so gewählt wurde, um die Anwohner der Anlagen in falscher Sicherheit zu wiegen und um 
den Kritikern der Gefahrenherde keine neuen Anhaltspunkte für laufende Rechtsverfahren zu 
liefern.  

Bei der Lektüre der Stresstets zeigt sich, dass die meisten „Sicherheiten“ nur vage formuliert sind 
und nicht auf neuen Messungen vor Ort beruhen.  

TRAS wird die Ergebnisse und Vorbehalte der Stresstests in den kommenden Wochen weiter 
analysieren. Die neuen Erkenntnisse sollen auch bei der laufenden Klage Eingang finden. Der 
Kanton Basel-Stadt hat die Ergebnisse der französischen Stresstests zum AKW zum Anlass 
genommen, die ASN zu einer Neubeurteilung der Erdbebensicherheit aufzufordern. „Die Resultate 
zeigen eindeutig, dass die Kühlmittel- und Stromversorgung im heutigen Zustand bei einem 
Erdbeben und/oder einer Überflutung versagen könnten. Dies hätte zur Folge, dass innert weniger 
Stunden eine Kernschmelze eintritt. Der Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt ist erstaunt, dass 
die französische Aufsichtsbehörde (ASN) trotz den festgestellten Mängeln und den noch vielen 
offenen Fragen keine Stilllegung des Betriebs anordnet. Der Regierungsrat fordert eine 
Neubeurteilung der Erdbebensicherheit. Die Bedenken, die der Kanton Basel-Stadt seit Jahren 
bezüglich der Sicherheit des ältesten und pannenanfälligsten AKWs in Frankreich hat, wurden 
durch die nun vorliegenden Resultate der Stresstests noch verstärkt. Der Regierungsrat verlangt 
daher von der ASN nochmals eine Neubeurteilung der Erdbebensicherheit. Er wird sich auch 
weiterhin in allen binationalen und trinationalen Gremien sowie beim Bund für die Stilllegung des 
AKW Fessenheim einsetzen.“ 

                                                
1 Dokumente: 

 

[1] EDF: Rapport d’évaluation complémentaire de la sûreté des installations nucléaires au 

regard de l’accident de Fukushima. Fessenheim, 15 septembre 2011. 

[2] ASN: Évaluations Complémentaires de Sûreté. Rapport de l’Autorité de Sûreté Nucléaire. 

Paris, décembre 2011. 

[3] ASN: Lettre du Président de à Madame la Présidente de la 6
ème

 sous-section du contentieux 

du Conseil d’État. Référence N° 351986. Objet : Requête de l’Association 

Trinationale de Protection Nucléaire (ATPN) et autres contre la décision implicite de 

rejet de l’Autorité de sûreté nucléaire (ASN) du recours gracieux formulé par courrier 

du 18 avril 2011 tendant à obtenir la suspension immédiate et complète du 

fonctionnement de la centrale nucléaire de Fessenheim. Paris, 9 mars 2012. 

[4] ASN : Inspektionsbericht vom 18. Oktober 2011 - Inspection « Retour d’expérience de 

l’accident de Fukushima » du 27 au 29 septembre 2011 (INSSN-STR-2011-0856). 
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Zusätzliches Gutachten über die Erdbebenwahrscheinlichkeit in Fessenheim   

Im vergangenen Jahr wurde nach dem Unfall in Fessenheim in Zusammenarbeit mit den Basler 
Behörden ein Zusatz-Gutachten von Resonance (Dr. Martin Koller) zur Erdbebengefährdung von 
Fessenheim  eingeholt. Dieses befasst sich noch einmal mit der französischen Methodik, die 
Risiken von Fessenheim zu beurteilen. Es heisst darin kritisch zur Bewertung des Erdbebens von 
Basel von 1356:  

„Im Rahmen einer deterministischen Sicherheitsstudie ist es wissenschaftlich nicht vertretbar, den 

optimistischsten Wert einer Serie unsicherer Werte zu verwenden, und dies umso weniger, als es sich mit M 

= 6.2 um einen Wert handelt, der signifikant tiefer liegt als die Einschätzungen der Experten der anderen 

Länder, die vom 1356er-Beben betroffen sind.“  

Und weiter über die unterschiedlichen Positionen der französischen Fachstelle IRSN („Insitut de 
Radioprotection et de sûreté nucléaire“) und die Electricité de France (EDF):  

„IRSN und EDF sind sich nicht einig über die Interpretation eines wichtigen Punktes der RFS2001-01. Das 
IRSN verlangt, dass bei der Bestimmung der Erdbebengefährdung in Form eines Antwortspektrums für die 
Überprüfung des AKW Fessenheim ein lokales Erdbeben mitberücksichtigt wird. EDF hingegen 
berücksichtigt kein solches lokales Erdbeben.“ 

…. 

In den Grundzügen der RFS2001-01 ist die Rede von "Erdbeben mit den stärksten Auswirkungen" ("séismes 
les plus pénalisants"). Nun ist heutzutage allgemein anerkannt, dass, für jede Frequenz genommen, das 
Erdbeben, das die höchsten Spektralbeschleunigungen hervorruft, das Erdbeben mit den (für diese 
Frequenz) stärksten Auswirkungen ist. Folglich ist es möglich, dass je nach betrachteter Frequenz das eine 
oder das andere, das ferne oder das nahe Beben, massgebend ist. Demzufolge ist es unerlässlich, auch ein 
lokales Beben bei der Bestimmung der Erdbebengefährdung für das AKW Fessenheim zu berücksichtigen, 
und dies um so mehr, als die Auftretenswahrscheinlichkeit eines solchen Bebens, mit moderater Magnitude, 
deutlich höher ist als die Auftretenswahrscheinlichkeit eines Bebens analog zu demjenigen von 1356. EDF 
zieht nur das Basler Erdbeben von 1356 und kein Lokalbeben als Referenzbeben in Betracht. Tatsächlich 
bezieht sich EDF auf die Formulierung des Anhangs, nach welcher es genügt, nur das Erdbeben zu 
berücksichtigen, welches die stärkste Intensität am betrachteten Standort bewirkt. Nur, diese Formulierung 
ist ein Überbleibsel aus den 60er- bis 80er-Jahren und, nach heutigem Kenntnisstand, keineswegs konform 
mit den "Grundzügen des Regelwerks". Folglich muss die RFS2001- 01 entweder gemäss ihren Grundzügen 
angewendet oder aber dringend modifiziert werden. Tatsächlich führt die Haltung von EDF auf ein Spektrum, 
das für die höheren Frequenzen einer Wiederkehrperiode von deutlich weniger als 1000 Jahren entspricht, 
während es auf internationaler Ebene verbreitet ist, für ein AKW eine Wiederkehrperiode in der 
Grössenordnung von 10'000 Jahren oder mehr zu berücksichtigen. 

Gemäss ASN im Jahr 2007 scheint die Frage des Lokalbebens für Fessenheim noch nicht endgültig 
entschieden zu sein. Sie legt aber gleichwohl dar, dass die Haltung von EDF "… in der Form die RFS2001-
01 erfüllt", was wir ernsthaft in Zweifel ziehen. Im Gegenteil, die Haltung von EDF widerspricht den 
Grundzügen des Regelwerkes. Angesichts der bisherigen Ausführungen können wir die Schlussfolgerung 
einer Stellungnahme des BERRSIN (IRSN) nur unterstützen, die 2003 herausgegeben und in der Antwort 
der ASN auf unsere Fragen zitiert wurde: "…die Erarbeitung der Erdbebengefährdung nach der RFS2001-01 
durch EDF für den Standort Fessenheim ist nicht akzeptierbar." Wir sind zutiefst überzeugt, dass 95 % aller 
unabhängigen Ingenieurseismologen mit dieser Ansicht einverstanden wären. Es ist im Übrigen interessant 
festzuhalten, dass gemäss den im Jahr 2007 eingesehenen Dokumenten für das AKW Chinon ein 
Lokalbeben berücksichtigt worden ist. Nichts rechtfertigt, dies nicht auch für das AKW Fessenheim zu tun…. 

Die Neubestimmung der Erdbebengefährdung, wie sie bis heute von EDF im Hinblick auf die 3. 
Zehnjahreskontrolle vorgeschlagen worden ist, führt zu einer ausgeprägten Unterschätzung der Gefährdung 
und ist folglich nicht akzeptierbar. Dieselbe Feststellung gilt, in geringerem Ausmass, für die vom IRSN 
vorgeschlagene Neubestimmung der Gefährdung. Die hauptsächlichen Gründe für die Unterschätzung der 
Erdbebengefährdung sind:  

– eine zu optimistische Interpretation der wesentlichen Kenngrössen des Basler Erdbebens von 1356, das 
als Referenzbeben dient: Unterschätzung seiner Magnitude und Überschätzung der minimalen Distanz zum 
AKW, in welcher ein solches Beben auftreten könnte (EDF und IRSN),  

– die Tatsache, dass kein lokales Erdbeben als Referenzbeben berücksichtigt wird (nur EDF),  

– eine ungenügende Berücksichtigung der Unschärfe der Grunddaten, insbesondere die Benutzung von 
statistischen Mittelwerten zur Bestimmung der Bodenbeschleunigungen für das oder die Referenzbeben.  

Konsequenz ist eine bedingte Wahrscheinlichkeit von 50 %, dass die damit erhaltenen 
Bodenbeschleunigungen überschritten werden (Schwäche der von der RFS2001-01 vorgeschriebenen 
Methode, EDF und IRSN).“ 
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zitiert aus: Corinne LACAVE und Martin KOLLER: AKW Fessenheim Kritik der Bestimmung der 
Erdbebengefährdung, RÉSONANCE Ingénieurs-Conseils SA, Genf 4. Mai 2011 

 

Ausblick 

Welche Folgekosten nach Fukushima auf die Betreiber von Atomkraftwerken zukommen werden, 
lässt sich heute noch nicht überblicken.  

Mit steigendem Investitionsbedarf könnte die Frage vermehrt gestellt werden, wie lange sich der 
weitere Betrieb der Anlage überhaupt noch lohnt, wenn neue erneuerbare Energien rasch und zu 
günstigeren Kosten verfügbar sind.  

Es ist angesichts der Kaskade von technischen Mängeln nicht auszuschliessen, dass der Betreiber 
Electricité de France eines Tages die Anlage schliesst, weniger aus sicherheitstechnischen denn 
aus ökonomischen Gründen. Zur Zeit gibt es allerdings Hinweise darauf, dass die EDF durch 
vorgezogene Investitionen, vollendete Tatsachen für eine Verlängerung des Betriebs von 
Fessenheim zu schaffen versucht. 

Nach den Schliessungen von sieben deutschen Atomkraftwerke im vergangenen Jahr behaupteten 
manche Beobachter, dass Deutschland aus Frankreich Strom importieren müsse. Laut dem 
jüngsten Bericht der Arbeitsgruppe Energiebilanzen e (AGEB) hat Deutschland – trotz der 
dauerhaften Abschaltung der sieben ältesten Kernkraftwerke ab dem 17. März – in 2011 
insgesamt mehr Strom exportiert als importiert. Besonders während der Kälteperiode im Winter 
war die französische Stromerzeugung am Limit und profitierte von Importen aus Deutschland.  

Im Frühjahr 2012 zeigte sich, dass der enorme Ausbau der Photovoltaik in Deutschland auch im 
Winter bei klarem Wetter eine massgebliche Produktion liefert. Dies ist deshalb von Bedeutung für 
die Situation in Frankreich, weil nun erste Firmen im Süden Frankreichs begonnen haben, Solar-
Kraftwerke ohne Einspeisevergütungen oder Beihilfen des Staates zu bauen und rentabel zu 
betreiben.   

Sollte die neue französische Regierung nach den Wahlen vom April und Mai von François 
Hollande präsidiert werden, so bestehen realistische Möglichkeiten, dass begonnen wird, den 
gefährlichen französischen Atompark mit neuen Technologien zu ersetzen, die eine sehr kurze 
Bauzeit aufweisen. Bei einer Wahl, ist von unserer Seite darauf zu drängen, dass die gemachten 
Versprechungen bezüglich einer Schliessung von Fessenheim, nun eingehalten werden. 

Wie in Deutschland könnten Windenergie und Solaranlagen, die in Frankreich reichlich und zu 
günstigeren Kosten verfügbar sind, pro Jahr drei bis fünf Atomreaktoren ersetzen. Dieser 
Investitionsschub könnte auch der französischen Wirtschaft  wichtige Impulse verleihen und auch 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen in Frankreich führen.  

Die Stresstests sind vordergründig die einzige Konsequenz seit Fukushima. Obwohl Fukushima 
offenlegte, dass die Risiken der Atomenergie unterschätzt werden, wurden bis heute in Frankreich 
keine grundlegenden Lehren gezogen.  

 

Voraussetzungen für einen Ausstieg Frankreichs 

Damit Fessenheim geschlossen werden kann, muss die Versorgungssicherheit gewährleistet sein. 
In Frankreich kommt es im Winter jeweils zu Stromknappheit, weil der französische Atompark 
unflexibel ist und die Bedarfsspitzen bei kaltem Wetter nicht immer voll bedienen kann. 
Fessenheim wird nur stillgelegt werden, wenn ausreichende Ersatzkapazitäten geschaffen sind. 
Damit fällt der Blick auf die Energiepolitik in Frankreich.   

In jüngerer Zeit hat Frankreich die Windenergie ausgebaut – wenn auch zögerlich und mit grosser 
Verspätung gegenüber Deutschland, obschon das Land über viel bessere Windverhältnisse und 
Potentiale verfügt als Deutschland. Immerhin verfügen die französischen Konzerne Alstom und 
Areva inzwischen über eigene Windkraftabteilungen, die grosse Turbinen selber herstellen 
können.  

Während es auf dem Land sehr schwierig ist, neue Bewilligungen zu erhalten – blockiert wird 
meistens von Paris aus – hat die Regierung nun ein (bescheidenes) Programm zum Ausbau der 
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Offshore-Windenergie gestartet, wo Konflikte mit dem Landschaftsschutz wenig wahrscheinlich 
sind.  

Die Stromerzeugung aus Solarstrom wurde in den letzten Jahren mit Einspeisevergütungen 
berücksichtigt. Dank der guten Einstrahlung sind nun neuerdings erste Projekte in Frankreich auch 
ohne Förderung rentabel. Allerdings hat die Regierung im Frühjahr 2010 den Zubau von 
Grossanlagen beschränkt und ist angesichts der notorischen Finanzschwäche Frankreichs 
zurückhaltend punkto Förderung. 

Inzwischen stellt selbst der französische Rechnungshof fest, dass Wind- und Sonnenenergie 
kostengünstiger sind als Atomenergie. Würden in Frankreich die nötigen Betriebs- und 
Standortbewilligungen erteilt, könnte das Land sehr rasch auf Wind und Sonne umsteigen. Der 
Aufbau eines solchen Kraftwerksparks mit Erneuerbaren Energien könnte eine starke Reduktion 
der Atomkraft bis 2025 möglich machen. Er würde aber voraussetzen, dass die französischen 
Behörden von ihrer negativen Haltung bei Standortbewilligungen für Erneuerbare Energien 
abrücken.  

Trotz aller Benachteiligungen zeichnet sich ab, sich bei entsprechenden politischen 
Rahmenbedingungen Erneuerbare Energien dank sinkenden Kosten auch in Frankreich 
durchsetzen können und die alten Atomkraftwerke angesichts teurer Nachrüstungen zunehmend 
im Gegenwind stehen. 

Aus all diesen Gründen lohnt es sich weiterhin, in Süddeutschland, im Elsass und in der Schweiz 
für die Stilllegung von Fessenheim vor Gericht zu gehen. Noch nie war die Bevölkerung in der 
Region so geeint wie seit dem Unfall von Fukushima. Und noch nie waren die Wahrnehmung des 
Risikos und die Möglichkeit eines Umstiegs auf saubere Energien so klar wie heute.  

 

3. Entwicklung in der Schweiz    
In der Schweiz sind fünf Atomreaktoren nach wie vor in Betrieb. Sie stehen in Mühleberg bei Bern, 
in Beznau und Gösgen im schweizerischen Mittelland und in Leibstadt (Schweiz) und Fessenheim 
(Frankreich) direkt am Rhein, unmittelbar an der deutschen Landesgrenze.  

Erstmaliger Erfolg einer Klage in der Schweiz: AKW Mühleberg befristet  

Das Kernkraftwerk Mühleberg bei Bern darf laut Bundesverwaltungsgericht aus 
Sicherheitsgründen vorerst nur noch bis Juni 2013 betrieben werden. Für eine darüber 
hinausgehende Bewilligung fordern die Richter in Bern vom Energiekonzern BKW ein 
umfassendes Instandhaltungskonzept. Mit seinem Urteil hat das Gericht die Beschwerde von 
Anwohnern des AKW in den Hauptpunkten gutgeheissen. Sie hatten sich dagegen gewehrt, dass 
das Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) der 
Betreiberin BKW 2009 eine unbefristete Betriebsbewilligung für das AKW Mühleberg ausgestellt 
hatte. 

Das Urteil bedeutet, dass das Werk, das der Betreiber noch bis 2022 betreiben will, umfangreiche 
und teure Nachrüstungen vollziehen muss, bevor die Betriebsgenehmigung weiter erteilt werden 
darf.  

Beim AKW Mühleberg, so das Gericht, seien die offenen Sicherheitsfragen zu gewichtig, als dass 
ihre Behebung einzig über das Eidgenössiche Nukelarsicherheitsinspektorat (ENSI), die 
schweizerische Atomaufsichtsbehörde, gesichert werden könne. Der Zustand des Kernmantels, 
die offene Beurteilung der Erdbebensicherheit und die fehlende unabhängige Kühlmöglichkeit 
würden einen Betrieb höchstens bis Ende Juni 2013 zulassen. 

Es müsse davon ausgegangen werden, dass für die Behebung der Mängel grosse Investitionen 
nötig wären. Wenn die BKW die Betriebsbewilligung über 2013 hinaus verlängern wolle, habe sie 
dem UVEK ein Gesuch mit einem umfassendem Instandhaltungskonzept einzureichen. Darin sei 
darzulegen, wie sie die Mängel beheben könne, welche Investitionen damit verbunden seien und 
wie lange sie den Betrieb noch aufrechterhalten wolle. Die bisherige schrittweise Nachrüstung der 
Anlage sei weder bezüglich Rechtssicherheit noch Wirtschaftlichkeit oder Sicherheit befriedigend. 

http://www.derbund.ch/bern/region/organisation/akw-muehleberg/s.html
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Was die Sicherheitsprobleme betrifft, weist das Gericht zunächst auf den Kernmantel hin, der 
Risse aufweist, die mit Zugankern gesichert werden. Es sei offensichtlich und ergebe sich aus den 
erstellten Gutachten, dass erhebliche Zweifel an der Sicherheit des heutigen Zustandes des 
Kernmantels und dessen Sicherung bestünden. Die Mängel liessen sich nicht ohne grösseren 
Aufwand beheben. Die Erdbebensicherheit betreffe nicht nur das AKW selber, sondern auch das 
Problem einer Flutwelle, falls der etwas oberhalb des AKW liegende Wohlenseedamm breche. 
Auch hier seien gegenwärtig noch bedeutende Sicherheitsfragen offen. 

Schliesslich sei auch die Kühlung des AKW Mühleberg zur Zeit nur ungenügend abgesichert. Die 
BKW betreibt das Kernkraftwerk Mühleberg seit 1972. Die Betriebsbewilligung des Kernkraftwerks 
war ursprünglich bis am 31. Dezember 2012 befristet, vom UVEK 2009 dann aber zeitlich 
unbeschränkt erteilt worden.  

Die BKW hat das Verfahren an das Bunedsgericht weitergezogen. 

Man kann gewisse Passagen im Urteil des Bundesverwaltungsgerichts als indirekte Kritik an der 
Atomaufsicht durch das ENSI interpretieren - zum Beispiel die folgende: Die dem ENSI bekannten 
„offenen Sicherheitsaspekte sind zu gewichtig, als dass ihre Behebung bloss durch die übliche 
laufende Aufsicht gesichert werden kann“. Eine weitere Passage im Urteil kann ebenfalls als Kritik 
am ENSI aufgefasst werden: «Die bisherige schrittweise Nachrüstung der Anlage ohne 
Gesamtkonzept ist weder bezüglich Rechtssicherheit [ ... ] noch der Gewährleistung der Sicherheit 
befriedigend.“ 

Die Schäden am Kernmantel sind seit 1996 bekannt, die prekäre Beurteilung des Werks durch 
offizielle Gutachten des TÜV wurden der Öffentlichkeit aber jahrelang verheimlicht.  

Der Gerichtsentscheid bedeutet, dass das ENSI bei der Gewährung von Nachfristen für die 
Betreiber strenger sein muss. Bisher hat die Schweizer Aufsichtsbehörde einem laufenden 
Atomkraftwerk auch bei schwersten Mängeln noch nie die Betriebsbewilligung entzogen. Es 
erteilte Mängelrügen und gewährte immer neue Nachfristen. Die Betreiber schafften es so, 
Reparaturen durch Briefwechsel und Einreichung neuer Gutachten um viele Jahre bzw. länger als 
ein Jahrzehnt zu verzögern.  

Die Mängel am Kernmantel von Mühleberg zum Beispiel wurden seit 1996 kritisiert, aber nie in 
einer Art repariert, die die Aufsicht als dauerhaft erachtete.  

Auch andere Atomkraftwerke in der Schweiz, insbesondere das AKW Beznau,  stehen in der Kritik 
und müssten eigentlich nachrüsten. Umstritten sind insbesondere die Risse in den 
Reaktordruckgefässen, die fehlende Erdbebensicherheit und der Schutz vor Flugzeugabstürzen 
und Terror.  

Der Erfolg vor dem Bundesverwaltungsgericht wird dazu führen, dass das Instrument der Klage in 
der Schweiz noch viel intensiver als bisher genutzt werden wird. Erst seit 2006 sind solche Klagen 
in der Schweiz auf Grund des revidierten Kernenergiegesetz möglich, zuvor war für alle 
Beschwerden der Bundesrat zuständig, in welchem bis zum Unfall in Fukushima stets eine pro-
Atom-Mehrheit dominierte, die alle rechtlichen Interventionen als nicht stichhaltig abtat.   

In der Schweiz stehen Bundesrat und Parlament zum Atomausstieg 

Am  25. Mai 2011 beschloss die Schweizer Regierung, der Bundesrat, dass in der Schweiz keine 
neuen Atomkraftwerke mehr gebaut werden sollen. Diese Absichtserklärung wurde in der Folge 
von beiden Parlamentskammern bestätigt. Nach dem Willen des Bundesrates laufen die fünf 
bestehenden Meiler noch so lange, «wie sie sicher sind». Eine klare Befristung der Anlagen durch 
das Parlament steht noch aus, ist aber politisch durchaus mehrheitsfähig. 

Durch die Beschlüsse des Bundesverwaltungsgerichts könnten sich die ursprünglich anvisierte 
Laufzeiten bis 2034 in manchem Werk verkürzen, denn bei beschränkter Laufzeit lohnen sich teure 
Nachrüstungen nur bedingt. 

Im April 2012 hat der Bundesrat die Eckwerte der neuen Schweizerischen Energiestrategie 
vorgestellt. Ein erstes Massnahmenpaket zur Umsetzung der Energiestrategie 2050 beruht auf 
einer konsequenten Umsetzung der Energieeffizienz im Gebäudebereich, bei Elektrogeräten, in 
der Industrie und in der Mobilität sowie auf dem geplanten Zubau erneuerbarer Energien. 
Gaskraftwerke sollen als Reserven der Überbrückung dienen, wenn die übrigen Anstrengungen 
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nicht zum Ziel führen. Ob solche gebaut werden ist allerdings äusserst unwahrscheinlich, denn die 
Schweizer Stromkonzerne machen bereits mit den bestehenden Beteiligungen an Gaskraftwerke 
und Kohlekraftwerken in Italien und Deutschland Verluste und werden sich die Finger nicht zum 
zweiten Mal verbrennen wollen. 

Gemäss Bundesrat sollen in erster Linie jene Effizienzpotenziale genutzt werden, welche die 
Schweiz bereits heute mit den vorhandenen bzw. absehbaren Technologien realisieren kann und 
für die noch keine tiefgreifende, internationale Zusammenarbeit mit der EU und Drittstaaten 
erforderlich ist. Dabei wird das vorhandene Potenzial der erneuerbaren Energien weitgehend 
erschlossen werden. Rechtswirksame Beschlüsse dürften in der Schweiz ab dem Jahr 2015 zu 
erwarten sein. Zu diesem Zeitpunkt dürfte es in der Schweiz allenfalls auch zu einer 
Volksabstimmung über die zukünftige Energiestrategie kommen. 

 

4. Entwicklung in Deutschland  
Deutschlands Energiewende vom März 2011 wurde weltweit als spektakulärer Akt 
wahrgenommen,und dies zu Recht. Die deutsche Energiewende wurde in Deutschlands Medien 
und in den Industriestaaten mit Atomkraftwerken (AKW) überwiegend beim Negativen fokussiert, 
bei der Schliessung der Atomanlagen. Bemerkenswert sind aber vielmehr  die kompensierenden 
positive Entscheidungen, nämlich der konzeptionelle Volleinstieg in eine Stromversorgung aus 
Sonnenschein- und Wind-abhängigen, deshalb fluktuierenden erneuerbaren Quellen: Deutschland 
als Pionier einer Vollversorgung mit erneuerbaren Energien – das macht den Vorgang 
sensationell.  

Die Manager der Stromproduzenten, die auf Grosskraftwerke, darunter Atomkraftwerke, gesetzt 
haben, die in unseren Medien als die „Verlierer“ der Energiewende erscheinen, lecken - sozusagen 
hinter vorgehaltener Hand - ihre Wunden. Sie wollen glauben machen, dass die Gesellschaft und 
Deutschlands Wirtschaft, besonders aber die Stromproduzenten gegenüber ihren Wettbewerbern 
im Ausland empfindlich benachteiligt werden. Die Medien gaben die betriebene Schwarzmalerei – 
unbelastet von Sachkenntnissen - das Lamento kaum filtriert weiter.  

Erneuerbare Energien bringen Atombranche in Bedrängnis 

In Wirklichkeit geschieht aber gerade das Umgekehrte, die erneuerbaren Energien bringen die 
Atombranche in Bedrängnis. Am Markt sind die Wind- und Solarenergie enorm erfolgreich. Sie 
setzen sich zunehmend rascher wegen den geringeren variablen Kosten durch. Scheint die Sonne 
und bläst der Wind, müssen die Grundlastkraftwerke im In- und Ausland zurückgefahren werden. 
So will es die «Merit Order». Merit Order bezeichnet die Einsatzreihenfolge der Kraftwerke in 
einem marktwirtschaftlich organisierten Stromsektor. Die Netzbetreiber bestellen ihren Strom 
basierend auf den am Vortag abgegebenen stündlichen Preis-Mengen-Geboten der Anbieter. Die 
billigsten Kraftwerke werden zuerst, die teuersten zuletzt zugeschaltet. Dabei bezieht sich «billig» 
nicht auf die Vollkosten eines Kraftwerks, sondern auf die variablen Betriebskosten (Brennstoffe, 
Betrieb und Unterhalt), die für Windenergie, Solarstrom und Wasserkraft viel tiefer liegen als für 
Gas- Kohle- und Kernkraftwerke.2 Die Merit Order führt zur Ausdehnung des Anteils an 
erneuerbaren Energien im Stromnetz und zu einem Verlust von Marktanteilen der herkömmlichen 
Stromerzeugung. Die Laufzeiten der Grundlast-Kraftwerke werden zunehmend kürzer, die 
Fixkosten pro kWh der nichterneuerbaren Energien steigen dadurch an. Entgegen den 
Erwartungen der grossen Stromkonzerne („der Strompreis wird steigen“) sind die Strompreise im 
Grosshandel dadurch massiv gesunken. Im März 2012 lagen die Tagestarife an der Strombörse 
EEX häufig unter den Nachttarifen.   

Der wirtschaftliche Druck auf die nichterneuerbaren Energien nimmt dadurch zu und stellt die 
neuen Atomprojekte in Grossbritannien, Frankreich und Tschechien in Frage. Inzwischen haben 
sich die deutschen Grossfirmen E.ON Energie AG und RWE aus Beteiligungen an neuen 
Atomkraftwerken in Grossbritannien und Bulgarien zurückgezogen.  

                                                
2 Die variablen Kosten sind die Differenz der Kosten von einem stillstehenden und einem produzierenden Kraftwerk. 
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Der deutsche Atomausstieg führt somit zu einer europaweiten Beschleunigung des Atomausstiegs 
und stellt auch die Nachrüstungen in der Schweiz wirtschaftlich in Frage. Die deutsche Wirtschaft 
profitiert ebenfalls, denn trotz der Produktion vieler Solarmodule in China ist die deutsche 
Exportwirtschaft noch immer sehr erfolgreich bei den Ausrüstungsinvestitionen für Solarfabriken 
und  bei den Komponenten für Windenergie, Wechselrichter und Übertragungstechniken.Der 
Ausbau der erneuerbaren Energien in Deutschland verlief im vergangenen Jahr auf sehr hohem 
Niveau, mit rund 2000 MW neuen Windkraftanlagen und 7500 MW neuer Photovoltaik.   

Auf Druck der grossen Stromkonzerne und trotz der bereits erfolgten, stetigen Reduktion der 
Einspeisevergütungen hat die deutsche Bundesregierung die Vergütungen für Solarstrom im 
März/April 2012 ein weiteres Mal drastisch um 20 bis 40 Prozent gekürzt (nach bereits erfolgten 
15% Kürzungen im Januar 2012). Dies wird den Ausbau der Photovoltaik kurzfristig bremsen, doch 
auch dies nur beschränkt. „Solarstrom selbst zu verbrauchen wird für Privathaushalte und im 
Kleingewerbe zunehmend attraktiv, da die Kosten zur Erzeugung von Solarstrom bereits jetzt 
deutlich unterhalb der durchschnittlichen Haushaltsstrompreise liegen“, heisst es in der 
Begründung zur EGG-Gesetzesänderung.3 

Die teilweise schwierige Lage der deutschen Solarindustrie sollte nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass die erneuerbaren Energien nun weltweit die Wettbewerbsfähigkeit erreicht haben und – je 
nach Standort – zu den billigsten Techniken überhaupt gehören. Dies ist ein ungeheurer Erfolg und 
gleichzeitig der Schlüssel zu weiterem Wachstum der erneuerbaren Energien.  

Die Atomenergie wird  dadurch in den kommenden Jahren noch viel stärker unter wirtschaftlichen 
Druck geraten und die Gerichte können sich je länger je weniger auf einen Versorgungsnotstand 
berufen, wenn sie unsichere Anlagen weiter genehmigen. Die Aussichten der laufenden 
Rechtsverfahren in Deutschland und der Schweiz wurden dadurch massgeblich verbessert.  

  

5. TRAS-Vorstand, Sekretariat und Mitgliederstatistik 
Der Vorstand hat sich im vergangenen Jahr regelmässig getroffen und auch ausserhalb der 
Zusammenkünfte kam es zu häufigen Kontakten, weil eine Vielzahl von Entscheiden und 
Stellungnahmen anstanden, die auch von befreundeten Organisationen, Regierungsstellen und  
Einzelpersonen unterstützt wurden. 

Als wichtigste Beschlüsse zu erwähnen sind die Aufnahme von neuen Verfahren und die  Berufung 
im bestehenden Verfahren gegen Fessenheim. Diese Verfahren sind am Anfang des 
Jahresberichtes einzeln aufgeführt. Das Präsidium stand in engem Kontakt mit der französischen 
Anwältin Corinne Lepage und ihren Mitarbeiterinnen.  

Mit Bedauern und Verständnis hat der Vorstand zur Kenntnis genommen, dass die Vertreterin von 
„Stop Fessenheim“, Frau Nicole Roelens, nach dem Tod ihres Mannes Alain ihren Rücktritt aus 
dem Vorstand angekündigt hat. Als neue Vertretung von Stop Fessenheim wurde an der 
Generalversammlung 2011 Frau Aline Baumann neu in den Vorstand von TRAS gewählt.  

Zusammenarbeit mit Städten, Kantonen, Gemeinden  

Auch im abgelaufenen Jahr hat der Verband die Ziele des Verbandes in mehreren 
schweizerischen und deutschen Gemeinden vorgestellt. Dies geschah durch Referate von Seiten 
des Präsidenten bzw. der Vizepräsidenten. Es gab 38 Neueintritte von Gemeinden. 

Mit den Behörden des Kantons Basel-Stadt steht TRAS in einem kontinuierlichen und 
konstruktiven Dialog. Der Kanton Basel-Stadt  hat den Verband neben dem finanziellen Beitrag 
sehr stark durch seine Fachexpertise unterstützt. Diese auch finanziell sehr bedeutsame 
Mitwirkung sei an dieser Stelle speziell verdankt. 

Mitgliederstatistik per 8.4.2012 

Die Zahl der Gemeinden stieg im Berichtsjahr wegen den Ereignissen in Fukushima deutlich von 
69 auf 106 an, jene der Organisationen und Kirchgemeinden stieg von 52 auf 63 und die Zahl der 

                                                
3
 Deutscher Bundestag: Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP /Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 

des Rechtsrahmens für Strom aus solarer Strahlungsenergie und zu weiteren Änderungen im Recht der erneuerbaren 
Energien (7.3.2012), Seite 31 
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Einzelmitglieder beträgt 133, 20 mehr als im Vorjahr. TRAS zählt 30 Gemeinden und Städte aus 
der Schweiz, 73 aus Deutschland und 3 aus Frankreich: 

CH 4123 Allschwil 

CH 4424 Arboldswil 

CH 4144 Arlesheim 

CH 4105 Biel-Benken 

CH 4102 Binningen 

CH 4127 Birsfelden 

CH 4103 Bottmingen 

CH 2904 Bressaucourt 

CH 4117 Burg i. Leimental 

CH 5077 Elfingen 

CH 3926 Embd 

CH 4107 Ettingen 

CH 2902 Fontenais 

CH 4460 Gelterkinden 

CH 4438 Langenbruck 

CH 4410 Liestal 

CH 4419 Lupsingen 

CH 4142 Münchenstein 1 

CH 4436 Oberdorf 

CH 4924 Obersteckholz 

CH 4104 Oberwil 

CH 4494 Oltingen 

CH 1228 Plan-les-Ouates 

CH 4418 Reigoldswil 

CH 4153 Reinach 

CH 4125 Riehen 1 

CH 2827 Schelten 

CH 8499 Sternenberg 

CH 4456 Tenniken 

CH 4106 Therwil 

D 79677 Aitern i. Schwarzwald 

D 79280 Au 

D 79424 Auggen 

D 79415 Bad Bellingen 

D 79189 Bad Krozingen 

D 79410 Badenweiler 

D 79351 Bahlingen a. K. 

D 79282 Ballrechten-Dottingen 

D 79589 Binzen 

D 79677 Böllen 

D 79283 Bollschweil 

D 79268 Bötzingen 

D 79206 Breisach a.R. 

D 79256 Buchenbach 

D 79426 Buggingen 

D 79211 Denzlingen 

D 79285 Ebringen 

D 79588 Efringen-Kirchen 

D 79238 Ehrenkirchen 

D 79356 Eichstetten a. K. 

D 79591 Eimeldingen 

D 79312 Emmendingen  (Stadt) 

D 79346 Endingen 

D 79868 Feldberg 

D 79592 Fischingen 

D 79098 Freiburg 

D 79288 Gottenheim 

D 79639 Grenzach-Wyhlen 

D 79194 Gundelfingen 

D 79423 Heitersheim 

D 79194 Heuweiler 

D 79289 Horben 

D 79241 Ihringen  

D 79594 Inzlingen 

D 79400 Kandern 

D 79341 Kenzingen 

D 79199 Kirchzarten 

D 

79104 Freiburg  (Landkeis. 
Breisgau-Hochschwarzwald) 

D 79312 Emmendingen  (Lkr.) 

D 79539 Lörrach  (Lkr.) 

D 79539 Lörrach  (Stadt) 

D 79429 Malsburg-Marzell 

D 79364 Malterdingen 

D 79232 March 

D 79291 Merdingen 

D 79249 Merzhausen 

D 79379 Müllheim 

D 79244 Münstertal 

D 79254 Oberried 

D 79292 Pfaffenweiler 

D 79276 Reute 

D 79361 Sasbach a. K. 

D 79227 Schallstadt 

D 79416 Schliengen 

D 79677 Schönau 

D 79650 Schopfheim 

D 79350 Sexau 

D 79294 Sölden 

D 79271 St. Peter 

D 79219 Staufen i. Br. 

D 79252 Stegen 

D 79295 Sulzburg 

D 79331 Teningen 

D 79224 Umkirch 

D 
79235 Vogtsburg i. 
Kaiserstuhl 

D 79279 Vörstetten 

D 79183 Waldkirch 

D 79576 Weil a. Rh. 

D 79367 Weisweil / Rhein 

D 79677 Wembach 

D 79297 Winden im Elztal 

D 79299 Wittnau 

D 79369 Wyhl am Kaiserstuhl 

F 68290 Bourbach-le-Haut 

F 67600 Muttersholtz 

F 68700 Wattwiller 

 

 

Zusammensetzung der Mitglieder, April 2012 

Gemeinden und Landkreise 106 (+38)  

Organisationen und Kirchgemeinden 63 (+11) 

Einzelmitglieder  133 (+20) 

 

Sekretariat  

Das TRAS Sekretariat unter Leitung von Aernschd Born wurde häufig von den Medien für 
Auskünfte in Anspruch genommen. Wie in  den vergangenen Jahren durfte TRAS seine Anliegen 
in der weiteren Region in zahlreichen Gemeinde- und Stadträten vertreten. Die von TRAS nach 
dem Unfall in Fkukushima initierte Resolution für die sofortige Schliessung von Fessenheim 
erzeugte einen erheblichen Aufwand, der sich jedoch gelohnt hat.  Soweit dies TRAS gemeldet 
wurde, haben schliesslich 167 Städte, Gemeinden oder andere öffentliche Körperschaften aus 
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Frankreich (55), Deutschland (68) und der Schweiz (55) entsprehende Resolutionen mit der 
Forderung nach einer sofortigen Schliessung von Fessenheim verabschiedet.  

Für die administrativen Arbeiten (Einladungen, Protokolle, Ansprechstelle für Medien, 
Korrespondenz) von TRAS ist Herr Aernschd Born verantwortlich. Er wird sekundiert von Dave 
Sarasin (Jahresrechnung und Adressverwaltung). Ihre engagierte Arbeit sei an dieser Stelle 
verdankt. 

 

6. Zusammensetzung des Vorstands 
Der TRAS-Vorstand setzt sich wie folgt zusammen:  
 
aus der Schweiz 
Prof. Dr. Jürg Stöcklin, (Präsident), Grossrat Grüne 
Madeleine Göschke, (Vice-Präsidentin) alt Landrätin Grüne 
Jost Müller, WWF, Region Basel 
Edwin Mundwiler, alt Grossrat FDP 
Dr. Rudolf Rechsteiner, (Vice-Präsident) alt Nationalrat, SP 
David Studer, parteilos (Advokat) 

 
aus Frankreich 
Claude Ledergerber, (Vice-Präsident) Mitglied Commission locale d’information et de surveillance (CLIS), Comité pour la Sauvegarde 
de Fessenheim et de la plaine du Rhin (CSFR) 
Dr. Jean-Marie Brom, Sortir du nucléaire, Strasbourg  
Aline Baumann, Stop Fessenheim   

 
aus Deutschland 
Jean Paul Lacôte (SPD) Mitglied Commission locale d’information et de surveillance (CLIS)  
Harald Lotis (parteilos), Bürgermeister von Bahlingen 
Axel Mayer, (Vice-Präsident) Geschäftsführer, BUND 
Gerda Stuchlik (Die Grünen), Umweltbürgermeisterin, Freiburg i.B. 
Heinz Wolfgang Spranger, Gemeinderat (CDU) Ballrechten-Dottingen 
  

Delegierte des Kanton Basel-Stadt  
Anne Levi, Bereichsleiterin Gesundheitsschutz Basel-Stadt, mit beratender Stimme  
André Herrmann, ehem. Kantonschemiker, mit beratender Stimme 

Allen Vorstandsmitgliedern und den Delegierten des Kantons Basel-Stadt sei an dieser Stelle für 
ihre Arbeit herzlich gedankt. 

Der Präsident 

 
Prof. Dr. Jürg Stöcklin 

 

 

 


